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• HAUPTVERBAND DER ÖST�;RREICHISCHEN SOZIAL VERSICHERUNGSTRÄGER 

1031 WIEN KUNDMANNGASSE 21 POSTFACH 600 TEl. 0222n11 32 TELEX 136682 hvsvt a TELEFAX 71132 3777 DVR 0024279 

KI.1203/DW 

ZI. 12-43.32:43.02/92 RffEn Wien, 22. September 1992 

An das I 

Präsidium des Nationalrates " . 
. .. "P-e"" ��:,�-t·�::·�·� i . l' �e"- :' ..• . .... .-- .... _ . . , '

. 

v '7 

Parlament 

1017 Wien 

J-'';-' ); V ............................................ -\.7Cr :.I .... ...... i 

Betr.: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem arbeitsvertragliche 
Bestimmungen an das EG-Recht angepaßt werden (Arbeits­
vertragsrechts-Anpassungsgesetz - AVRAG) und andere Ge­
setze geändert werden 

Bezug: Schreiben des Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales an den Hauptverband vom 4. August 1992, 
ZI. 56.717/3-1/92 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat uns ersucht, Ihnen 

25 Ausfertigungen unserer Stellungnahme zu übersenden. 

Wir übermitteln Ihnen hiemit die erbetEi7en Kopien. , . 

Beilagen 
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• HAUPTVERBAND DER ÖSTERREICHISCHEN SOZIALVERSICHERUNGSTRÄGER 

, 
1031 WIEN KUNOMANNGASSE 21 POSTFACH 600 TEL. 02221711 32 TELEX 136682 hvsvl a TELEFAX 711 32 3777 OVR 0024279 

ZI. 12-43.32:43.02/92 Rf/En 

An das 

Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales 

Stubenring 1 
1010 Wien 

KI. 12030W 

Wien, 21. September 1992 

Betr.: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem arbeitsvertragliche 
Bestimmungen an das EG-Recht angepaßt werden (Arbeits­
vertragsrechts-Anpassungsgesetz - AVRAG) und andere Ge­
setze geändert werden 

Bezug: Ihr Schreiben vom 4. August 1992, ZI. 56.717/3-1/92 

Der Hauptverband erhebt gegen den vorliegenden Gesetzesentwurf 

keine grundsätzlichen Einwände. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs sei jedoch folgendes 

angemerkt: 

Zu Art. I - § 1 Abs. 1 des Entwurfs 

Aufgrund dieser Bestimmung soll das Arbeitsvertrags-Anpassungs­

gesetz für Arbeitsverhältnisse, die auf einem privatrechtlichen Vertrag beruhen, 

gelten. Es sollten daher ebenso wie zum Angestelltengesetz auch zum Haus­

besorgergesetz ergänzende Bestimmungen in den Entwurf aufgenommen wer­

den. 

Zu Art. I - § 2 des Entwurfs 

Unseres Erachtens sollte auch das Ausmaß der angerechneten Vor­

dienstzeiten als zwingender Inhalt des Dienstzettels festgelegt werden, um 

auch in diesem Bereich Meinungsverschiedenheiten zwischen Arbeitnehmer 

und Arbeitgeber von vornherein zu vermeiden. 
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Zu Art. 11 - § 53 Abs. 1 und § 126 Abs. 5 Arbeitsverfassungsgesetz 

In diesen Bestimmungen ist vorgesehen, daß nur jene Personen als 

Betriebsrat bzw. Jugendvertrauensrat wählbar sind, die die Voraussetzungen 

für das Wahlrecht zum Nationalrat erfüllen. Es sollte klar estellt werden, ob es 

sich hiebei um das aktive oder passive Wahlrecht zu ionalrat handelt. 

Der
f
� r 
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